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Verbrechen Verantwortlichen verpflichtet ist, dass darin aber
gleichzeitig die Entschlossenheit der internationalen Gemein-
schaft zum Ausdruck kommt, der Straflosigkeit der Urheber
solcher Verbrechen ein Ende zu setzen und so zu deren Ver-
hütung beizutragen,

sowie anerkennend, wie nützlich es ist, den Stand der für
den Schutz der Opfer bewaffneter Konflikte relevanten Über-
einkünfte des humanitären Völkerrechts in der Generalver-
sammlung zu erörtern,

1. begrüßt die nahezu universale Annahme der Genfer
Abkommen von 19498 und nimmt Kenntnis von der Tendenz
hin zu einer ähnlich umfassenden Annahme der beiden Zu-
satzprotokolle von 19779;

2. fordert alle Vertragsstaaten der Genfer Abkommen,
die den Zusatzprotokollen noch nicht beigetreten sind, auf, zu
erwägen, dies zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu tun;

3. fordert alle Staaten, die bereits Vertragsparteien des
Protokolls I7 sind, beziehungsweise alle Nichtvertragsstaaten,
sobald sie Vertragsparteien des Protokolls I werden, auf, die
in Artikel 90 dieses Protokolls vorgesehene Erklärung abzu-
geben;

4. fordert alle Staaten, die der Konvention zum Schutz
von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten10 und den beiden
dazugehörigen Protokollen sowie anderen einschlägigen Ver-
trägen des humanitären Völkerrechts, die sich auf den Schutz
der Opfer bewaffneter Konflikte beziehen, noch nicht beige-
treten sind, auf, dies zu erwägen;

5. fordert alle Vertragsstaaten der Zusatzprotokolle zu
den Genfer Abkommen auf, für ihre weite Verbreitung und
vollständige Anwendung zu sorgen;

6. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der Erklärung
und dem humanitären Aktionsprogramm, die von der achtund-
zwanzigsten Internationalen Rotkreuz- und Rothalbmond-
Konferenz verabschiedet wurden und worin festgestellt wird,
dass alle Staaten Maßnahmen auf nationaler Ebene treffen
müssen, um das humanitäre Völkerrecht umzusetzen, ein-
schließlich einer entsprechenden Schulung der Streitkräfte,
der Bekanntmachung dieses Rechts in der Öffentlichkeit und
der Verabschiedung von Rechtsvorschriften zur Bestrafung
von Kriegsverbrechen im Einklang mit ihren internationalen
Verpflichtungen;

7. erklärt, dass das humanitäre Völkerrecht wirksamer
umgesetzt werden muss;

8. begrüßt es, dass das Internationale Komitee vom Ro-
ten Kreuz die Bemühungen der Mitgliedstaaten, Gesetzge-
bungs- und Verwaltungsmaßnahmen zur Umsetzung des hu-
manitären Völkerrechts zu ergreifen, und die Förderung des
diesbezüglichen Informationsaustauschs zwischen Regierun-
gen durch Beratende Dienste unterstützt;

9. begrüßt außerdem die wachsende Zahl nationaler
Kommissionen oder Ausschüsse zur Umsetzung des humani-
tären Völkerrechts, zur Förderung der Eingliederung der Ver-
träge des humanitären Völkerrechts in innerstaatliches Recht
und zur Verbreitung der Regeln des humanitären Völker-
rechts;

10. fordert die Staaten auf, zu erwägen, Vertragspartei
des Fakultativprotokolls zu dem Übereinkommen über die
Rechte des Kindes betreffend die Beteiligung von Kindern an
bewaffneten Konflikten13 zu werden;

11. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung ausgehend von den
seitens der Mitgliedstaaten und des Internationalen Komitees
vom Roten Kreuz eingegangenen Informationen einen Be-
richt über den Stand der Zusatzprotokolle über den Schutz der
Opfer bewaffneter Konflikte sowie über die Maßnahmen vor-
zulegen, die zur Stärkung des bestehenden humanitären Völ-
kerrechts ergriffen wurden, unter anderem im Hinblick auf
seine Verbreitung und seine vollinhaltliche Umsetzung auf
nationaler Ebene;

12. beschließt, den Punkt "Stand der Zusatzprotokolle
zu den Genfer Abkommen von 1949 über den Schutz der Op-
fer bewaffneter Konflikte" in die vorläufige Tagesordnung ih-
rer einundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 59/37

Verabschiedet auf der 65. Plenarsitzung am 2. Dezember 2004, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/59/507, Ziffer 7)14.

59/37. Erwägung wirksamer Maßnahmen zur Verbesse-
rung des Schutzes und der Sicherheit der diplo-
matischen und konsularischen Vertretungen und
Vertreter

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs15,

im Bewusstsein der Notwendigkeit, freundschaftliche Be-
ziehungen und die Zusammenarbeit zwischen den Staaten zu
entwickeln beziehungsweise zu festigen,

überzeugt, dass die Achtung der Grundsätze und Regeln
des Völkerrechts für die diplomatischen und konsularischen
Beziehungen eine Grundvoraussetzung für die normale Ge-
staltung der Beziehungen zwischen den Staaten und für die
Verwirklichung der Ziele und Grundsätze der Charta der Ver-
einten Nationen ist,

bestürzt über die in jüngster Zeit gegen diplomatische und
konsularische Vertreter sowie gegen Vertreter und Bedienste-
te internationaler zwischenstaatlicher Organisationen verüb-

13 Resolution 54/263, Anlage I.
14 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Argentinien, Aserbaidschan, Australien, Belgi-
en, Bulgarien, Burkina Faso, Chile, Côte d'Ivoire, Dänemark, Deutsch-
land, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Re-
publik Mazedonien, El Salvador, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich,
Griechenland, Irland, Island, Italien, Jordanien, Kambodscha, Kanada,
Kroatien, Kuba, Lettland, Liechtenstein, Luxemburg, Madagaskar, Mali,
Malta, Marshallinseln, Neuseeland, Niederlande, Nigeria, Norwegen,
Österreich, Peru, Polen, Portugal, Republik Moldau, Rumänien, Rus-
sische Föderation, Schweden, Schweiz, Serbien und Montenegro, Sierra
Leone, Slowakei, Slowenien, Spanien, Thailand, Trinidad und Tobago,
Tschechische Republik, Türkei, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay,
Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland und Zypern.
15 A/59/125 und Add.1.
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ten Gewalthandlungen, die unschuldige Menschenleben ge-
fährdet oder gefordert und die normale Tätigkeit dieser Ver-
treter und Bediensteten schwer behindert haben,

mit dem Ausdruck ihres Mitgefühls für die Opfer dieser
rechtswidrigen Handlungen,

besorgt über die Nichtachtung der Unverletzlichkeit der
diplomatischen und konsularischen Vertretungen und Vertre-
ter,

unter Hinweis darauf, dass alle Personen, die solche Vor-
rechte und Immunitäten genießen, unbeschadet ihrer Vorrech-
te und Immunitäten verpflichtet sind, die Gesetze und sonsti-
gen Vorschriften des Empfangsstaats zu achten,

sowie unter Hinweis darauf, dass diplomatische und kon-
sularische Räumlichkeiten nicht in einer Weise benutzt wer-
den dürfen, die mit den Aufgaben der diplomatischen oder
konsularischen Vertretungen unvereinbar ist,

nachdrücklich darauf hinweisend, dass die Staaten die
Pflicht haben, alle geeigneten und nach dem Völkerrecht er-
forderlichen Maßnahmen, so auch Maßnahmen präventiver
Art, zu ergreifen und die Täter vor Gericht zu bringen,

unter Begrüßung der diesbezüglichen Maßnahmen, wel-
che die Staaten gemäß ihren internationalen Verpflichtungen
bereits ergriffen haben,

in der Überzeugung, dass die Rolle der Vereinten Natio-
nen, zu der auch die mit Resolution 35/168 der Generalver-
sammlung vom 15. Dezember 1980 eingeführten und in spä-
teren Versammlungsresolutionen weiter ausgeführten Be-
richtsverfahren gehören, wichtig ist für die Förderung der Be-
mühungen um die Verbesserung des Schutzes und der
Sicherheit der diplomatischen und konsularischen Vertretun-
gen und Vertreter,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs15;

2. verurteilt entschieden die Gewalthandlungen gegen
diplomatische und konsularische Vertretungen und Vertreter
sowie gegen Vertretungen und Vertreter internationaler zwi-
schenstaatlicher Organisationen und gegen Bedienstete dieser
Organisationen und betont, dass es für solche Handlungen
niemals eine Rechtfertigung geben kann;

3. fordert die Staaten nachdrücklich auf, die Grundsät-
ze und Regeln des Völkerrechts für die diplomatischen und
konsularischen Beziehungen genau zu beachten, anzuwenden
und durchzusetzen und entsprechend ihren internationalen
Verpflichtungen insbesondere den Schutz und die Sicherheit
der in Ziffer 2 genannten Vertretungen, Vertreter und Bedien-
steten zu gewährleisten, die sich von Amts wegen in ihrer Ho-
heitsgewalt unterstehenden Gebieten aufhalten, und insbeson-
dere auch praktische Maßnahmen zu ergreifen, um in ihrem
Hoheitsgebiet rechtswidrige Tätigkeiten von Personen, Grup-
pen und Organisationen zu verbieten, die die Begehung von
Handlungen gegen die Sicherheit dieser Vertretungen, Vertre-
ter und Bediensteten befürworten, dazu anstiften, diese orga-
nisieren oder durchführen;

4. fordert die Staaten außerdem nachdrücklich auf, auf
nationaler und internationaler Ebene alles Erforderliche zu
tun, um Gewalthandlungen gegen die in Ziffer 2 genannten
Vertretungen, Vertreter und Bediensteten zu verhindern und
gegebenenfalls unter Mitwirkung der Vereinten Nationen si-
cherzustellen, dass diese Handlungen vollständig untersucht
werden, damit die Täter vor Gericht gebracht werden;

5. empfiehlt den Staaten, unter anderem im Rahmen
von Kontakten zwischen den diplomatischen und konsulari-
schen Vertretungen und dem Empfangsstaat eng zusammen-
zuarbeiten, was praktische Maßnahmen zur Verbesserung des
Schutzes und der Sicherheit diplomatischer und konsulari-
scher Vertretungen und Vertreter sowie den Austausch von
Informationen über die Umstände betrifft, unter denen sich al-
le schwerwiegenden diesbezüglichen Verstöße ereignet ha-
ben;

6. fordert die Staaten nachdrücklich auf, im Einklang
mit dem Völkerrecht auf nationaler und internationaler Ebene
alle geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, um jeden Miss-
brauch diplomatischer oder konsularischer Vorrechte und Im-
munitäten zu verhindern, insbesondere schweren Missbrauch,
namentlich in Verbindung mit Gewalthandlungen;

7. empfiehlt den Staaten, eng mit dem Staat zusammen-
zuarbeiten, in dessen Hoheitsgebiet es möglicherweise zum
Missbrauch diplomatischer oder konsularischer Vorrechte
und Immunitäten gekommen ist, so auch indem sie Informa-
tionen austauschen und seinen Justizbehörden Unterstützung
gewähren, damit die Täter vor Gericht gebracht werden;

8. fordert die Staaten, die den Rechtsakten, die sich auf
den Schutz und die Sicherheit der diplomatischen und konsu-
larischen Vertretungen und Vertreter beziehen, noch nicht
beigetreten sind, auf, dies zu erwägen;

9. fordert die Staaten auf, im Falle einer Streitigkeit im
Zusammenhang mit einem Verstoß gegen ihre internationalen
Verpflichtungen betreffend den Schutz der Vertretungen be-
ziehungsweise die Sicherheit der in Ziffer 2 genannten Ver-
treter und Bediensteten von den für eine friedliche Streitbeile-
gung zur Verfügung stehenden Mitteln Gebrauch zu machen,
so auch von den Guten Diensten des Generalsekretärs, und er-
sucht den Generalsekretär, soweit ihm dies angebracht er-
scheint, den unmittelbar betroffenen Staaten seine Guten
Dienste anzubieten;

10. ersucht
a) alle Staaten, dem Generalsekretär so rasch wie mög-

lich über schwere Verstöße gegen den Schutz und die Sicher-
heit der diplomatischen und konsularischen Vertretungen und
Vertreter sowie der Vertretungen und Vertreter mit diploma-
tischem Status bei internationalen zwischenstaatlichen Orga-
nisationen Bericht zu erstatten;

b) den Staat, in dem der Verstoß erfolgte, und, soweit
möglich, den Staat, in dem sich der Tatverdächtige aufhält,
dem Generalsekretär so rasch wie möglich über die Maßnah-
men Bericht zu erstatten, die ergriffen wurden, um den Täter
vor Gericht zu stellen, und im Einklang mit seinen Rechtsvor-
schriften nach Abschluss des Verfahrens gegen den Täter über
dessen Ausgang Mitteilung zu machen sowie über die Maß-



VII.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Sechsten Ausschusses

507

nahmen Bericht zu erstatten, die ergriffen wurden, um zu ver-
hindern, dass sich derartige Verstöße wiederholen;

c) die Bericht erstattenden Staaten, zu erwägen, von
den Leitlinien des Generalsekretärs16 Gebrauch zu machen be-
ziehungsweise sie zu berücksichtigen;

11. ersucht den Generalsekretär,
a) allen Staaten unverzüglich ein Rundschreiben zu-

kommen zu lassen, das sie an das Ersuchen in Ziffer 10 erin-
nert;

b) die ihm gemäß Ziffer 10 vorgelegten Berichte nach
Erhalt unverzüglich an alle Staaten weiterzuleiten, sofern der
Bericht erstattende Staat nichts anderes beantragt;

c) wenn angebracht, die unmittelbar betroffenen Staa-
ten auf die in Ziffer 10 vorgesehenen Berichtsverfahren hin-
zuweisen, wenn gemäß Ziffer 10 a) ein schwerer Verstoß ge-
meldet wurde;

d) die Staaten, in denen solche Verstöße vorgekommen
sind, zu ermahnen, wenn die Berichte gemäß Ziffer 10 a) oder
die Folgeberichte gemäß Ziffer 10 b) nicht innerhalb einer an-
gemessenen Frist vorgelegt wurden;

12. ersucht den Generalsekretär außerdem, die Staaten
in dem in Ziffer 11 a) genannten Rundschreiben zu bitten,
ihm ihre Auffassungen zu den Maßnahmen mitzuteilen, die zu
ergreifen sind oder bereits ergriffen wurden, um den Schutz
und die Sicherheit der diplomatischen und konsularischen
Vertretungen und Vertreter sowie der Vertretungen und Ver-
treter mit diplomatischem Status bei internationalen zwi-
schenstaatlichen Organisationen zu verbessern;

13. ersucht den Generalsekretär ferner, der Generalver-
sammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen Bericht
vorzulegen, der Folgendes enthält:

a) Informationen über den Stand der Ratifikationen der
in Ziffer 8 genannten Rechtsakte beziehungsweise der Beitrit-
te zu diesen;

b) eine Zusammenfassung der gemäß den Ziffern 10
und 12 eingegangenen Berichte beziehungsweise zum Aus-
druck gebrachten Auffassungen;

14. bittet den Generalsekretär, etwaige Auffassungen,
die er zu den in Ziffer 13 genannten Angelegenheiten zu äu-
ßern wünscht, in seinen Bericht an die Generalversammlung
aufzunehmen;

15. beschließt, den Punkt "Erwägung wirksamer Maß-
nahmen zur Verbesserung des Schutzes und der Sicherheit der
diplomatischen und konsularischen Vertretungen und Vertre-
ter" in die vorläufige Tagesordnung ihrer einundsechzigsten
Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 59/38
Verabschiedet auf der 65. Plenarsitzung am 2. Dezember 2004, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/59/508, Ziffer 9)17.

59/38. Übereinkommen der Vereinten Nationen über
die Immunität der Staaten und ihres Vermögens
von der Gerichtsbarkeit

Die Generalversammlung,
eingedenk des Artikels 13 Absatz 1 Buchstabe a der Char-

ta der Vereinten Nationen,
unter Hinweis auf ihre Resolution 32/151 vom 19. De-

zember 1977, in der sie empfahl, die Völkerrechtskommission
solle Untersuchungen über das Recht der Immunität der Staa-
ten und ihres Vermögens von der Gerichtsbarkeit durchfüh-
ren, mit dem Ziel der fortschreitenden Entwicklung und Ko-
difizierung dieses Rechts, und auf ihre späteren Resolutionen
46/55 vom 9. Dezember 1991, 49/61 vom 9. Dezember 1994,
52/151 vom 15. Dezember 1997, 54/101 vom 9. Dezember
1999, 55/150 vom 12. Dezember 2000, 56/78 vom 12. De-
zember 2001, 57/16 vom 19. November 2002 und 58/74 vom
9. Dezember 2003,

sowie unter Hinweis darauf, dass die Völkerrechtskom-
mission in Kapitel II ihres Berichts über ihre dreiundvierzig-
ste Tagung18 abschließende Artikelentwürfe samt Kommenta-
ren über das Recht der Immunität der Staaten und ihres Ver-
mögens von der Gerichtsbarkeit vorgelegt hat,

ferner unter Hinweis auf die Berichte der offenen Arbeits-
gruppe des Sechsten Ausschusses19 sowie auf den gemäß Re-
solution 53/98 der Generalversammlung vom 8. Dezember
1998 vorgelegten Bericht der Arbeitsgruppe der Völker-
rechtskommission über die Immunität der Staaten und ihres
Vermögens von der Gerichtsbarkeit20,

unter Hinweis auf ihre Resolution 55/150, in der sie be-
schloss, den Ad-hoc-Ausschuss über die Immunität der Staa-
ten und ihres Vermögens von der Gerichtsbarkeit einzurich-
ten, der auch den Mitgliedstaaten der Sonderorganisationen
zur Teilnahme offen steht, um die Arbeiten voranzubringen,
die Bereiche, in denen Einvernehmen besteht, zu festigen und
noch ausstehende Fragen zu klären, mit dem Ziel, auf der
Grundlage der von der Völkerrechtskommission verabschie-
deten Artikelentwürfe über die Immunität der Staaten und ih-
res Vermögens von der Gerichtsbarkeit sowie der Beratungen
in der offenen Arbeitsgruppe des Sechsten Ausschusses ein
allgemein annehmbares Rechtsinstrument auszuarbeiten,

nach Behandlung des Berichts des Ad-hoc-Ausschusses
über die Immunität der Staaten und ihres Vermögens von der
Gerichtsbarkeit21,

16A/42/485, Anlage.

17 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vertreter Österreichs im Namen des Präsidiums vorgelegt.
18 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Sechsundvierzigste
Tagung, Beilage 10 (A/46/10).
19 A/C.6/54/L.12 und A/C.6/55/L.12.
20 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Vierundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 10 und Korrigenda (A/54/10 und Corr.1 und 2), Anhang.
21 Ebd., Neunundfünfzigste Tagung, Beilage 22 (A/59/22).




